Jetzt kann mit Fakten diskutiert werden
Der Entwurf zum Fusionsvertrag liegt vor. Er wird an vier Veranstaltungen der Bevölkerung vorgestellt. Bruno Schnider hat bei den Vorarbeiten die Fachgruppe Führung und Organisation geleitet. Er gibt einen Einblick, was unter anderem im Fusionsvertrag steht.
Welche Bedeutung hat der Fusionsvertrag für die Bevölkerung?

Bruno Schnider: Jetzt liegen alle Ergebnisse vor. Wir können jetzt sachlich über Fakten diskutieren. Mein Wunsch wäre, dass sich die Bevölkerung damit auseinandersetzt und sich eine Meinung bildet.
Wieso braucht es einen Fusionsvertrag?

Er enthält alle wichtigen Grundlagen zur Fusion. In ihm wird ersichtlich, wie die Organisation der neuen Gemeinde aussehen könnte; welche Veränderungen die Fusion bringt usw.

Sie waren Leiter der Fachgruppe Führung und Organisation. Worum ging es?

Die Fachgruppe hat sich mit der Frage beschäftigt, wie die neue Gemeinde politisch geführt werden kann: Gemeinderatsmodelle, Mitsprache der Bevölkerung usw.

Wo gab es die grössten Diskussionen?

Zum Einen beim Gemeinderatsmodell. Viel diskutiert wurde aber auch die Legislative und die Frage: Wie kann die Mitsprache der Ortsteile in der neuen Gemeinde gesichert werden?
Beim Gemeinderatsmodell legt die Projektsteuerung zwei Varianten vor.

Genau. Variante 1 sieht relativ hohe Gemeinderatspensen vor (im Schnitt 80 Prozent), und jeder Gemeinderat führt sein Ressort. Variante 2 sieht für den Gemeinderat kleinere Pensen und ebenfalls Ressortverantwortung vor. Einzig der Geschäftsführer, auch ein Gemeinderat, hat ein 100 Prozent Pensum. Bei beiden Varianten werden die Gemeinderäte nicht ins Ressort gewählt - mit Ausnahme des Gemeindepräsidenten und bei Variante 2 zusätzlich des Geschäftsführers.
Wo liegen die Vor- und Nachteile der Varianten?

Bei Variante 1 sehe ich den Vorteil, dass der Gemeinderat etwas näher an der Bevölkerung steht und zum Teil direkter Ansprechpartner ist. Es ist das Modell, das heute in den meisten Gemeinden gelebt wird. Persönlich bin ich der Meinung - und mit mir auch die Mehrheit der Projektsteuerung - dass wir mit der Umstrukturierung die Chance nutzen und auf ein neuzeitliches Modell wechseln sollten. Oberstes Ziel muss sein, die strategische und operative Ebene klar zu trennen. Das ermöglicht, auch Personen mit Führungserfahrung, die weiterhin in der Privatwirtschaft tätig sind, als Gemeinderat zu wählen. Von diesem Know-how könnten wir sehr viel profitieren. 
Bei der Legislative gibt es einen neuen Vorschlag: den Einwohnerrat.

In der neuen Grösse wird die Gemeindeversammlung unrealistisch. Schon heute haben wir Beteiligungen von unter 5 Prozent. Wir vermuten, in der neuen Gemeinde wären es noch weniger. Damit ist die demokratische Mitbestimmung der Bevölkerung gefährdet. Eine weitere Variante ist, alles an der Urne zu entscheiden. Sie ist zwar demokratisch, aber doch anonym und eine Diskussionskultur wäre aufzubauen. Wir entschieden uns für den Einwohnerrat, bei dem die Bürgerinnen und Bürger die Kompetenz an Einwohnerrätinnen und -räte delegieren. Sachgeschäfte von grosser Tragweite würden an der Urne entschieden.
Eine zentrale Gemeindeverwaltung unter einem Dach war an der Variantendiskussion kaum bestritten.

Die effizienteste und günstigste Variante wäre eine zentrale Verwaltung unter einem Dach. Die Projektsteuerung musste sich fragen: Ist sie auch politisch umsetzbar? Bereits bei der Veranstaltung im Juni wurde über die Auslagerung des Steueramtes debattiert. Im Steuerwesen stehen Veränderungen an. Bei einer Auslagerung könnte sich das Steueramt nach eigenen Bedürfnissen entwickeln, und auch die Aufnahme weiterer Gemeinden wäre möglich. Die Projektsteuerung hat sich schliesslich für eine Verwaltung und ein Steueramt an verschiedenen Standorten (Entlebuch oder Schüpfheim) entschieden.

Was heisst das für das Personal? Ist mit Entlassungen zu rechnen?

Nein, beim Personal ist kein Sparpotenzial vorhanden. Vor allem wenn wir uns für einen rein strategisch tätigen Gemeinderat (Variante 2) entscheiden, brauchen wir das bestehende Personal.
Und was geschieht mit den Gemeindehäusern?

Es ist Tatsache, dass es bei einer Fusion zwei Gemeindehäuser nicht mehr braucht. Sie werden ins Eigentum der neuen Gemeinde übergehen. Es wird eine wichtige Aufgabe des neuen Gemeinderats sein, einen Verwendungszweck für sie zu finden: Verkauf, eigene Verwendung, Vermietung. Vieles ist denkbar.

Wie erlebten Sie die Arbeit in der Fachgruppe?
Sehr Interessant. Wir haben respektvoll und intensiv diskutiert und am Ende die Resultate in einen Bericht gefasst. Nicht überall bestand Einigkeit. Ich hoffe nun, dass wir in der Auseinandersetzung mit der Bevölkerung Rückmeldungen erhalten.

Sie erhoffen sich Rückmeldungen aus der Bevölkerung?

Wir haben jetzt die Veranstaltungen in den Gemeinden, im Januar gibt es eine Vernehmlassung. Es ist wünschenswert, dass sich die Leute in den Gemeinden nun informieren und Gedanken machen. Denn die Abstimmung ist schon bald vorgesehen. Jetzt liegen die Fakten vor und wir hoffen, dass sich die Bevölkerung meldet und sagt, ob und wie sie die neue Gemeinde sieht.
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